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Aktenzeichen: 7 ABR 6/90Bundesarbeitsgericht 7. Senat Beschluß vom 20. Februar 1991- 7 ABR 6/90 -
I. Arbeitsgericht 

Hanau
Beschluß vom 13. Oktober 1988 
- 1 BV 4/88 -

II. Landesarbeitsgericht 
Frankfurt am Main

Beschluß vom 15. Juni 1989 
- 12 TaBV 195/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Rechtsanwalt als Einigungsstellenbeisitzer - Honorarhöhe

Gesetz:
BetrVG 1972 §§ 76, 76 a; BRAGO § 1 Abs. 2 

Leitsatz:
Auch ein Rechtsanwalt hat für seine Tätigkeit als Einigungs­
stellenbeisitzer grundsätzlich keinen höheren Vergütungsan­
spruch als 7/10 des Vorsitzendenhonorars.
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7 ABR 6/90
12 TaBV 195/88 Frankfurt am Main
Verkündet am 
20. Februar 1991

Im Namen des Volkes!

Range, Beschluß
Reg.-Hauptsekretärin In dem Beschlußverfahren
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

unter Beteiligung

PP.
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hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts in der Sit­
zung vom 20. Februar 1991 durch den Vorsitzenden Richter 
Dr. Seidensticker, die Richter Dr. Steckhan und Dr. Wittek 
sowie den ehrenamtlichen Richter Kleeschulte und die ehren­
amtliche Richterin Lappe beschlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Antragstellers und des 
beteiligten Betriebsrats gegen den Beschluß des 
Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 
15. Juni 1989 - 12 TaBV 195/88 - wird zurückge­
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

G r ü n d e  :

I. Die Beteiligten streiten über die Höhe des Honoraranspruchs 
des Antragstellers als Beisitzer einer im Betrieb der beteiligten 
Arbeitgeberin gebildeten Einigungsstelle.

Der Antragsteller ist Rechtsanwalt. Durch Beschluß des be­
teiligten Betriebsrats vom 17. Dezember 1987 wurde er neben dem 
Betriebsratmitglied W und dem Gewerkschaftssekretär H zum
Beisitzer der Arbeitnehmerseite in der Einigungsstelle "Betriebs­
datenerfassung" bestellt. Dieser der Arbeitgeberin am 28. Dezem­
ber 1987 mitgeteilte Beschluß enthält folgende Honorarzusage:
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"Die Kosten für die außerbetrieblichen Beisitzer 
sind in der Höhe von 10/10 des Honorars des Vor­
sitzenden, mindestens jedoch in der Höhe von 
DM 5.000,—  pro Sitzungstag, zuzüglich Reiseko­
sten, sonstige Aufwendungen, Mehrwertsteuer usw. 
vom Arbeitgeber zu tragen."

Mit Schreiben an den Betriebsrat vom 13. Januar 1988 wider­
sprach die Arbeitgeberin der Honorarzusage. Mit dem Vorsitzenden 
der Einigungsstelle vereinbarte sie ein Honorar von 10.000,—  DM. 
Die Einigungsstelle tagte am 29. Januar, 1. März und 2. März 
1988.

Mit Schreiben vom 11. April 1988 stellte der Antragsteller 
der Arbeitgeberin 11.842,20 DM (10.000,—  DM Honorar, 387,90 DM 
Auslagen sowie 1.454,30 DM Mehrwertsteuer) in Rechnung. Die An­
tragsgegnerin zahlte daraufhin 8.422,20 DM (7.000,—  DM Honorar 
zuzüglich der geltend gemachten Auslagen und 1.034,30 DM Mehr­
wertsteuer) . Im vorliegenden Verfahren begehrt der Antragsteller 
die Zahlung der restlichen 3.420,—  DM.

Der Antragsteller hat im wesentlichen geltend gemacht, sein 
Honorar dürfe nicht geringer als das des Vorsitzenden bemessen 
werden. Er habe sogar einen größeren Arbeitsaufwand als der Vor­
sitzende gehabt, weil er beispielsweise die Einigungsstellensit­
zung nach Abstimmung mit den anderen Beisitzern schriftsätzlich 
vorbereitet habe. Da er Rechtsanwalt sei, sei seine Beisitzertä­
tigkeit in vollem Umfang zu Lasten seiner sonstigen Berufsaus­
übung gegangen. Für eine Rechtsanwaltsstunde seien etwa 500,—  DM
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in Ansatz zu bringen. In der Einigungsstelle sei es um die Ein­
führung einer EDV-gestützten Betriebsdatenerfassung und damit um 
äußerst schwierige Fragen gegangen.

Der Antragsteller hat beantragt,

die Arbeitgeberin zu verpflichten, an ihn 
3.420,—  DM nebst 4 % Zinsen seit dem 26. April 1988 zu zahlen.

Die Arbeitgeberin hat beantragt, den Antrag zurückzuweisen. 
Sie hat die Auffassung vertreten, dem Antragsteller stehe nicht 
ein Honorar in Höhe von 10/10 des Vorsitzendenhonorars, sondern 
allenfalls das von ihr gezahlte Honorar in Höhe von 7/10 des Vor­
sitzendenhonorars zu.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag zurückgewiesen. Die hier­
gegen vom Antragsteller und vom beteiligten Betriebsrat eingeleg­
te Beschwerde ist vom Landesarbeitsgericht zurückgewiesen worden. 
Mit der vom erkennenden Senat durch Bteschluß vom 29. November 
1989 - 7 ABN 48/89 - zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgen der 
Antragsteller und der beteiligte Betriebsrat den Antrag des An­
tragstellers weiter. Die Arbeitgeberin beantragt, die Rechtsbe­
schwerde zurückzuweisen.

II. Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet. Im Ergebnis hat das 
Landesarbeitsgericht die Beschwerde zu Recht zurückgewiesen.
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1. Der vom Landesarbeitsgericht für seine Entscheidung gegebe­
nen Begründung kann sich der Senat nicht in vollem Umfang an­
schließen.

a) Das Landesarbeitsgericht hat im wesentlichen folgendes aus­
geführt: Die Honorarzusage des beteiligten Betriebsrats sei, so­
weit sie über 7/10 des Vorsitzendenhonorars hinausgehe, unwirksam 
und daher keine ausreichende Rechtsgrundlage für den streitgegen­
ständlichen Anspruch. Einseitige Honorarzusagen an außerbetrieb­
liche Einigungsstellenbeisitzer seien grundsätzlich nur im Rahmen 
dessen zulässig, womit der Arbeitgeber üblicherweise nach den 
durch Gesetz und Rechtsprechung festgelegten Grundsätzen rechnen 
müsse. Nach der Rechtsprechung der erkennenden Kammer sei der Be­
triebsrat berechtigt, dem als außerbetrieblichen Beisitzer zuge­
zogenen Rechtsanwalt eine Zusage in Höhe von 7/10 des dem Eini­
gungsstellenvorsitzenden vom Arbeitgeber zugesagten oder gezahl­
ten Honorars zu erteilen. Diese Honorarabstufung entspreche dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und sei außerdem vom Gesetz ge­
deckt. Denn gemäß § 76 a Abs. 4 Satz 4 BetrVG sei die Vergütung 
der Beisitzer niedriger zu bemessen als die des Vorsitzenden.
Dies bedeute, daß eine darüber hinausgehende Honorarzusage des 
Betriebsrats in entsprechender Anwendung des § 80 Abs. 3 BetrVG 
nur im Einvernehmen mit dem Arbeitgeber erfolgen könne. Die In­
teressenlage der Beteiligten sei die gleiche wie bei der für den 
Arbeitgeber kostenbelasteten Hinzuziehung eines Sachverständigen 
durch den Betriebsrat. An einer Vereinbarung zwischen dem Be­
triebsrat und dem Arbeitgeber habe es indessen im Entscheidungs-
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falle gefehlt.
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b) Diese Würdigung ist bereits deshalb nicht rechtsfehlerfrei, 
weil das Landesarbeitsgericht zur Begründung auch § 76 a BetrVG 
heranzieht. Diese durch das Gesetz vom 20. Dezember 1988 
(BGBl. I, S. 2312) eingeführte Vorschrift ist erst am 1. Januar 
1989 in Kraft getreten und daher auf den Entscheidungsfall noch 
nicht anwendbar.

c) Vor allem aber kann der Senat die Rechtsansicht des Landes­
arbeitsgerichts nicht teilen, die Vorschrift des § 80 Abs. 3 
Satz 1 BetrVG, derzufolge der Betriebsrat nach näherer Vereinba­
rung mit dem Arbeitgeber Sachverständige hinzuziehen kann, sei 
auf Fragen der Honorierung von Einigungsstellenbeisitzern ent­
sprechend anzuwenden. Diese Rechtsansicht widerspricht der bishe­
rigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vgl. z.B. Senats­
beschluß vom 14» Dezember 1988 - 7 ABR 73/87 - AP Nr. 30 zu § 76 
BetrVG 1972, m.w.N.), die die Rechtmäßigkeit der Zusage eines 
Beisitzerhonorars, das mehr als 7/10 des Honorars des Vorsitzen­
den beträgt, gerade nicht vom Einverständnis des Arbeitgebers ab­
hängig macht, sondern auf die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit 
und des billigen Ermessens und damit insbesondere auf das Vorlie­
gen eines vernünftigen und angemessenen Verhältnisses zwischen 
dem Honorar des Vorsitzenden und dem des Beisitzers abstellt.
Auch nach erneuter Überprüfung vermag der Senat keinen Anhalts­
punkt dafür zu erkennen, das Gesetz bewerte die Ernennung eines 
Einigungsstellenbeisitzers durch den Betriebsrat der Beauftragung 
eines Sachverständigen in einer Weise gleich, die die entspre­
chende Anwendung des § 80 Abs. 3 Satz 1 BetrVG rechtfertigen
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könnte.
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2. Im Ergebnis hat das Lande.sarbeitsgericht dem Antragsteller 
jedoch zu Recht nur einen Honoraranspruch in Höhe von 7/10 des 
Vorsitzendenhonorars zuerkannt.

a) Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
(vgl. zuletzt Senatsbeschlüsse vom 14. Dezember 1988 - 7 ABR 
73/87 - AP Nr. 30 zu § 76 BetrVG 1972, zu C II 1 der Gründe, und 
vom 21. Juni 1989, BAGE 62, 129, 132 = AP Nr. 35, aaO, zu 
B II 1 a der Gründe, jeweils m.w.N.) entsteht mit der Anrufung 
der Einigungsstelle durch den Betriebsrat oder durch den Arbeit­
geber ein besonderes betriebsverfassungsrechtliches Verhältnis 
zwischen den Betriebspartnern. Inhalt dieses Rechtsverhältnisses 
ist nach § 76 Abs. 2 BetrVG auch die Befugnis des Betriebsrats, 
die Beisitzer der Einigungsstelle auf Arbeitnehmerseite in der 
zuvor mit dem Arbeitgeber vereinbarten oder vom Arbeitsgericht 
festgesetzten Zahl zu bestellen. Durch seine Bestellung zum Mit­
glied der Einigungsstelle nimmt auch der Beisitzer an diesem be­
sonderen Rechtsverhältnis teil, das auch seine Rechte und Pflich­
ten bestimmt. Hierzu gehört auch der Anspruch des betriebsfremden 
Beisitzers auf ein angemessenes Honorar für seine Tätigkeit in 
der Einigungsstelle, wenn sie erforderlich war oder der Betriebs­
rat sie für erforderlich halten durfte. Der Betriebsrat ist be­
fugt, betriebsfremde Personen als Beisitzer zu bestellen, die nur 
bereit sind, gegen ein Honorar tätig zu werden, wenn er andere 
Personen, die sein Vertrauen genießen, nicht findet.

Vom Vorliegen dieser Voraussetzungen im Entscheidungsfalle 
und damit dem Bestehen eines Honoraranspruchs des Antragstellers
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dem Grunde nach gehen auch die Beteiligten des Rechtsbeschwerde­
verfahrens übereinstimmend aus.

b) Der Höhe nach kann der Betriebsrat einem von ihm bestellten 
Beisitzer nur ein Honorar Zusagen, das dem Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit sowie billigem Ermessen entspricht (§ 315 BGB). 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (vgl. 
z.B. Beschluß vom 13. Januar 1981 - 6 ABR 106/78 - AP Nr. 8 zu 
§ 76 BetrVG 1972; Senatsbeschluß vom 14. Dezember 1988, aaO, zu 
C II 3 a der Gründe, m.w.N.) muß sich das Honorar des Beisitzers 
in einer vernünftigen und angemessenen Relation zu dem des Vor­
sitzenden halten; grundsätzlich entspricht dabei ein Honorar von 
7/10 des dem Vorsitzenden der Einigungsstelle durch den Arbeit­
geber zugesagten oder gezahlten Honorars billigem Ermessen. Ein 
gegenüber dem Vorsitzendenhonorar um 3/10 geringeres Beisitzer­
honorar trägt dem Umstand Rechnung, daß der Vorsitzende einer Ei­
nigungsstelle im Verhältnis zu den Beisitzern weitergehende Auf­
gaben wahrzunehmen hat. Ihm obliegen insbesondere die Verhand­
lungsführung, die Abfassung der Sitzungsprotokolle sowie die Be­
gründung eines von der Einigungsstelle gefällten Spruchs. Diese 
zusätzlichen Aufgaben rechtfertigen es, daß der Vorsitzende in 
der Regel ein höheres Honorar als die Einigungsstellenbeisitzer 
erhält. Das Verhältnis von 7/10 entspricht jedenfalls grundsätz­
lich billigem Ermessen, denn es kommt darin eine sachgerechte tä­
tigkeitsbezogene Bemessung der Vergütung zum Ausdruck. Eine der­
artige prozentuale Abstufung des Vorsitzendenhonorars zum Honorar 
der betriebsfremden Beisitzer entspricht auch einem praktischen 
Bedürfnis nach einem möglichst eindeutigen finanziellen Rahmen
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für die Betriebsräte (Senatsbeschluß vom 14. Dezember 1988, aaO, 
zu C II 3 d der Gründe).

c) Die Anknüpfung des Beisitzerhonorars an das Honorar des Vor­
sitzenden kann allerdings dann billigem Ermessen widersprechen, 
wenn der Vorsitzende ein unangemessen niedriges Honorar erhält. 
Dies ist hier indessen ersichtlich nicht der Fall. Der Vorsitzen­
de hat ein Honorar von 10.000,—  DM erhalten. Auch die Rechtsbe­
schwerdeführer machen nicht geltend, dieses Honorar sei unange­
messen niedrig.

d) Wie der erkennende Senat bereits in seinem Beschluß vom
15. August 1990 (- 7 ABR 76/88 -, n.v.) entschieden hat, liegt 
ein rechtserheblicher Umstand, der eine vom Regelfall abweichende 
Bemessung des Beisitzerhonorars rechtfertigen könnte, auch nicht 
darin, daß der Antragsteller in seinem Hauptberuf Rechtsanwalt 
ist und als solcher durchschnittlich höhere Stundenvergütungen 
erhält sowie einen beträchtlichen laufenden Büroaufwand hat. Ge­
mäß § 1 Abs. 2 BRAGO ("Schiedsrichter oder in ähnlicher Stel­
lung") berechnet sich die Vergütung des Rechtsanwalts als Mit­
glied einer Einigungsstelle nicht nach der Bundesrechtsanwaltsge­
bührenordnung. Als Beisitzer in der Einigungsstelle wird ein 
Rechtsanwalt, anders als etwa bei seinem Auftreten als Verfah­
rensbevollmächtigter vor der Einigungsstelle, nicht in seiner Ei­
genschaft als Rechtsanwalt tätig, sondern nebenberuflich als be­
sonders sachkundige Vertrauensperson des Betriebsrats (vgl. BAG 
Beschluß vom 31. Juli 1986 6 ABR 79/83 - AP Nr. 19 zu § 76
BetrVG 1972). In der Einigungsstelle hat der Rechtsanwalt die 
gleiche Funktion und Rechtsstellung wie ein anderer Beisitzer.
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Ebensowenig wie dieser kann der Rechtsanwalt die Verhältnisse in 
seinem Hauptberuf zum Maßstab seiner Rechtsstellung in einer ne­
benberuflichen Tätigkeit machen. Maßgebend für die Bemessung 
einer Vergütung ist daher nur seine nebenberufliche Tätigkeit in 
der Einigungsstelle; der im Hauptberuf weiterhin anfallende Auf­
wand ist für diese nebenberufliche Tätigkeit ohne Belang.

Ein für die Bemessung der Beisitzervergütung erheblicher Um­
stand könnte zwar in einem etwaigen Verdienstausfall liegen, den 
der Rechtsanwalt durch die Beisitzertätigkeit in seinem Hauptbe­
ruf erleidet. Hierbei muß es sich jedoch um einen konkreten Ver­
dienstausfall handeln, der durch die Beisitzertätigkeit tatsäch­
lich entstanden ist. Einen derartigen konkreten Verdienstausfall 
hat der Antragsteller nicht dargelegt. Ungenügend ist demgegen­
über die Angabe einer durchschnittlichen Verdiensthöhe. Denn sie 
ist das Durchschnittsverhältnis von gutbezahlten und weniger er­
tragreichen Anwaltstätigkeiten, wobei nicht davon ausgegangen 
werden kann, daß der Anwalt wegen seiner Einigungsstellentätig­
keit auch lukrative Mandate ausschlägt. Näher liegt vielmehr, daß 
ein Rechtsanwalt seine nebenberufliche Beisitzertätigkeit entwe­
der durch den Verzicht auf weniger ertragreiche Mandate oder 
durch zusätzlichen Arbeitseinsatz ausgleicht.

Dr. Seidensticker Dr. Wittek Dr. Steckhan
Kleeschulte Lappe
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